
Weisungen 
des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz 
über den Vollzug von Artikel 6a VEZG 

vom 1. Juni 2019 

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS), 
in Absprache mit dem Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV), 

gestützt auf A1iikel 13 Absatz 1 der Verordnung vom 6. Juni 2008 1 über Einsätze 
des Zivilschutzes zugunsten der Gemeinschaft (VEZG), 

erlässt folgende Weisungen: 

Ziffer 1 Gegenstand 

Diese Weisungen regeln das Verfahren zur Rückerstattung der Erwerbsausfallent­
schädigung nach dem Bundesgesetz vom 25. September 19522 über den Erwerbser­
satz für Dienstleistende und bei Mutterschaft (EOG) durch die Gesuchstellerinnen und 
Gesuchsteller eines Einsatzes des Zivilschutzes zugunsten der Gemeinschaft auf nati­
onaler Ebene, wenn ein namhafter Gewinn erwirtschaftet wurde. 

Ziffer 2 Zweck 

1 Diese Weisungen legen fest, wie die in Artikel 6a Absatz 1 Einleitungssatz bzw. 
Absatz 1 Buchstabe a VEZG verwendeten Begriffe «namhaft» und «angemessen» im 
Einzelfall auszulegen sind. 

2 Sie sorgen für die Gleichbehandlung der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller. 

Ziffer 3 Gewinn 

1 Der Gewinn ergibt sich aus dem Ertrag des Anlasses abzüglich des Aufwands aus 
dessen Durchführung. 

2 Nicht zum Aufwand gerechnet werden können Entschädigungen an Trägervereine, 
Ertragsbeteiligungen Dritter sowie Investitionen in die Nachwuchsförderung. 

3 Bei wiederkehrenden Anlässen kann ein allfälliger aus der letzten Durchführung des 
Anlasses resultierender Verlust in Abzug gebracht werden. 

4 Vom Gewinn nach Absatz 1 können in begründeten Fällen Rückstellungen gebildet 
werden, die in direktem Zusammenhang mit dem Anlass stehen (z.B. hängige Rechts­
streitigkeiten, Haftungsansp1üche Dritter). 

5 Rückstellungen für zukünftige Anlässe können erst nach der Abführung zuhanden 
des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in Abzug gebracht werden. 
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